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Prolog

Während ich diese Zeilen schreibe, ist noch völlig unklar, was 
geschehen wird, welche Folgen die aktuelle Krise in Israel ha-
ben wird. Es ist Anfang März 2023, im Mai feiert Israel seinen 
75. Gründungstag. In vier Wochen soll die sogenannte Justiz-
reform der Regierung Netanyahu in drei Lesungen verab-
schiedet werden und in Kraft treten. Die Eckpfeiler dieser tief-
greifenden Veränderungen des gesamten politischen Systems 
sind schnell erklärt:

•	 �Zukünftig soll das Oberste Gericht nur noch die 
Möglichkeit haben, von der Regierung verabschiedete 
Gesetze, die in der Beurteilung der Richter den 
sogenannten Basic Laws, den Grundgesetzen des 
Staates, widersprechen, abzuweisen, wenn dem 
mindestens 12 von 15 Richtern zustimmen. Allerdings: 
Im Falle einer Ablehnung könnte mit einer einfachen 
Mehrheit von 61 Stimmen in der Knesset die Ent-
scheidung des Obersten Gerichts überstimmt 
werden. Die Knesset, das israelische Parlament, hat 
120 Mandate, 61 Mandate sind also die knappste 
Mehrheit.
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•	 �Die Reform sieht auch vor, dass in Zukunft die 
Regierung neue Richter berufen kann. Das Gremium, 
das diese Aufgabe hat, soll so umstrukturiert werden, 
dass die Regierungskoalition stets die Mehrheit der 
Sitze hat.

•	 �Ebenso sollen die Rechtsberater der Ministerien künf-
tig nicht mehr der Generalstaatsanwaltschaft unter-
stehen. Auf ihre Meinung kann, muss aber nicht mehr 
gehört werden. Die Minister sollen die Rechtsberater 
zukünftig auch einfach feuern können.

So weit ein paar der entscheidenden Punkte der von der 
Regierung als Justizreform deklarierten Veränderungen des 
politischen Systems. Die Gegner der Regierung sehen darin 
jedoch keine Reform, sondern einen Coup, einen Umsturz. 
Gewiss ist, dass mit diesen Plänen die Gewaltenteilung in Is-
rael aufgehoben wäre, dass es keine Kontrolle der Politik mehr 
gäbe, dass die Zivilrechte des Individuums gefährdet wären. 
Wenn die Reform so umgesetzt wird, wie sie im Augenblick 
geplant ist, dann wäre nicht einmal das Recht zur Wahl garan-
tiert, was Simcha Rothman, der Vorsitzende des Komitees für 
Verfassung, Gesetz und Justiz, Ende Februar sogar zugab. 
Man wolle das noch korrigieren, später, hieß es.

Inzwischen wird im In- und Ausland nur noch vom Ende 
der Demokratie in Israel gesprochen. Und alle, alle warnen 
vor den Folgen: Wirtschaftswissenschaftler, Banker, Hightech-
Unternehmer, Politiker, Ex-Militärs, Ex-Geheimdienstler, Ex-
Richter, Rechtsanwälte, Künstler. Doch das interessiert bislang 
weder Rothman noch Justizminister Yariv Levin. Die beiden 
sind die Treiber in dem Bemühen, die Reform bis zum Ende 



9

der Wintersaison der Knesset, also bis Ende März, durchzu-
bringen.

Die Liste derjenigen, die vor den Folgen dieser Reform war-
nen, die fürchten, dass Israel bald ein Staat werden könnte wie 
Ungarn, Polen oder die Türkei, diese Liste wird lang und län-
ger. Hunderttausende Israelis demonstrieren seit Bekannt-
werden der Pläne gegen die Regierung, und es werden immer 
mehr. Am 1. März kam es zu Demonstrationen im ganzen 
Land, Straßen, Autobahnen und Verkehrsknoten wurden blo-
ckiert. In Tel Aviv ging die Polizei massiv gegen die Protestie-
renden vor. Kommt es zum Bürgerkrieg, wie viele befürchten?

Seit Wochen wird auch im ganzen Land gestreikt. Der frü-
here Premier Ehud Barak, einer der wohl höchstdekorierten 
Militärs des jüdischen Staates, forderte dazu auf, den Ungehor-
sam à la Gandhi zu üben. Hightech-Unternehmen ziehen be-
reits Milliarden von israelischen Banken ab, ebenso Venture-
Capital-Investoren. Einige Start-ups, darunter ein Unicorn, 
haben ihren Weggang aus Israel angekündigt. Allein im Januar 
und Februar 2023 hat der israelische Schekel gegenüber dem 
US-Dollar um knapp sechs Prozent nachgegeben. Jetzt, An-
fang März, ist immer noch völlig unklar, wohin die Reise ge-
hen wird. Kann noch irgendjemand den Zug aufhalten, der 
immer schneller in Richtung Systemveränderung rast? Können 
die Demonstrationen etwas bewirken oder die einsetzende 
Wirtschaftskrise? Braucht es Druck von außen, aus Washing-
ton? Kommt da noch mehr als nur ein paar mahnende Worte? 
Im Moment sieht es nicht danach aus, als könnte irgendjemand, 
irgendetwas die Regierung Netanyahu von ihrem Vorhaben 
abbringen. Möglicherweise ist Israel Anfang April ein gänzlich 
anderes Land als das Israel, das man seit Jahrzehnten kennt. 


